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§ 28 . Bei Werken , die aus mehreren in Zwischenräumen veröffent¬
lichten Abteilungen bestehen, sowie bei fortlaufenden Blättern oder Heften
wird jede Abteilung , jedes Blatt oder Heft für die Berechnung der Schutz¬
fristen als ein besonderes Werk angesehen.

Bei den in Lieferungen veröffentlichten Werken wird die Schutzfrist
erst von der Veröffentlichung der letzten Lieferung an berechnet.

§ 29 . Die Schutzfristen beginnen mit dem Ablauf des Kalenderjahres,
in welchem der Urheber gestorben oder das Werk erschienen ist.

§ 30 . Soweit der in diesem Gesetz gewährte Schutz davon abhängt ,
ob ein Werk erschienen ist, kommt nur ein Erscheinen in Betracht, das der
Berechtigte erwirkt hat.

Vierter Abschnitt .

Rechtsverletzungen .
§ 31 . Wer vorsätzlich oder fahrlässig unter Verletzung der ausschließ¬

lichen Befugnis des Urhebers ein Werk vervielfältigt, gewerbsmäßig ver¬
breitet oder gewerbsmäßig mittels mechanischer oder optischer Einrichtungen
vorführt , ist dem Berechtigten zum Ersätze des daraus entstehenden Schadens
verpflichtet.

§ 32. Wer in anderen als den gesetzlichen zugelassenen Fällen vor¬
sätzlich ohne Einwilligung des Berechtigten ein Werk vervielfältigt, gewerbs¬
mäßig verbreitet oder gewerbsmäßig mittels mechanischer oder optischer
Einrichtungen vorführt , wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark bestraft.

War die Einwilligung des Berechtigten nur deshalb erforderlich, weil
an dem Werke selbst, an dessen Bezeichnung oder an der Bezeichnung des
Urhebers Änderungen vorgenommen sind , so tritt Geldstrafe bis zu drei¬
hundert Mark ein .

Soll eine nicht beizutreibende Geldstrafe in Gefängnisstrafe umgewandelt
werden , so darf deren Dauer in den Fällen des Abs. 1 sechs Monate, in den
Fällen des Abs. 2 einen Monat nicht übersteigen.

§ 33 . Mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark wird bestraft :
1 . wer der Vorschrift des § 18 Abs. 3 zuwider vorsätzlich den Namen

oder eine sonstige Bezeichnung des Urhebers des Werkes auf der Verviel¬
fältigung anbringt ;

2 . wer den Vorschriften der §§ 22, 23 zuwider vorsätzlich ein Bildnis
verbreitet oder öffentlich zur Schau stellt .

Soll eine nicht beizutreibende Geldstrafe in Gefängnisstrafe umgewandelt
werden , so darf deren Dauer zwei Monate nicht übersteigen.

§ 34 . Wer der Vorschrift des § 13 zuwider vorsätzlich auf dem Werke
den Namen oder den Namenszug des Urhebers anbringt , wird mit Geld¬
strafe bis zu dreihundert Mark bestraft.
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Soll eine nicht beizutreibende Geldstrafe in Gefängnisstrafe umgewandelt
werden , so darf deren Dauer einen Monat nicht übersteigen.

§ 35 . Auf Verlangen des Verletzten kann neben der Strafe auf eine
an ihn zu erlegende Buße bis zum Betrage von sechstausend Mark erkannt
werden . Die zu dieser Buße Verurteilten haften als Gesamtschuldner .

Eine erkannte Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren Anspruchs
auf Schadenersatz aus.

§ 36 . Die in den § § 31 , 32 bezeichneten Handlungen sind auch dann
rechtswidrig , wenn das Werk nur zu einem Teil vervielfältigt, verbreitet oder
vorgeführt wird.

§ 37 . Die widerrechtlich hergestellten, verbreiteten oder vorgeführten
Exemplare und die zur widerrechtlichen Vervielfältigung oder Vorführung
ausschließlich bestimmten Vorrichtungen , wie Formen , Platten , Steine, unter¬
liegen der Vernichtung . Das gleiche gilt von den widerrechtlich verbrei¬
teten oder öffentlich zur Schau gestellten Bildnissen und den zu deren Ver¬
vielfältigung ausschließlich bestimmten Vorrichtungen . Ist nur ein Teil des
Werkes widerrechtlich hergestellt, verbreitet oder vorgeführt , so ist auf Ver¬
nichtung dieses Teiles und der entsprechenden Vorrichtungen zu erkennen.

Gegenstand der Vernichtung sind alle Exemplare und Vorrichtungen ,
welche sich im Eigentume der an der Herstellung , der Verbreitung , der
Vorführung oder der Schaustellung Beteiligten sowie der Erben dieser
Personen befinden.

Auf die Vernichtung ist auch dann zu erkennen , wenn die Herstellung,
die Verbreitung , die Vorführung oder die Schaustellung weder vorsätzlich
noch fahrlässig erfolgt. Das gleiche gilt, wenn die Herstellung noch nicht
vollendet ist.

Die Vernichtung hat zu erfolgen, nachdem dem Eigentümer gegenüber
rechtskräftig darauf erkannt ist . Soweit die Exemplare oder die Vorrich¬
tungen in andrer Weise als durch Vernichtung unschädlich gemacht werden
können , hat dies zu geschehen , falls der Eigentümer die Kosten übernimmt .

Vorstehende Bestimmungen finden auf Bauwerke keine Anwendung .
§ 38 . Der Verletzte kann statt der Vernichtung verlangen , daß ihm

das Recht zuerkannt wird , die Exemplare und Vorrichtungen ganz oder teil¬
weise gegen eine angemessene, höchstens dem Betrage der Herstellungskosten
gleichkommende Vergütung zu übernehmen .

§ 39 . Unterliegt auf Grund des § 37 Abs. 1 ein Sammelwerk oder
eine sonstige , aus mehreren verbundenen Werken bestehende Sammlung nur
zum Teil der Vernichtung , so kann der Eigentümer von Exemplaren , die
Gegenstand der Vernichtung sein würden , beantragen , daß ihm die Befugnis
zugesprochen werde , die Vernichtung durch Zahlung einer Vergütung an
den Verletzten abzuwenden und die Exemplare gewerbsmäßig zu verbreiten.
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Der Antrag ist unzulässig , wenn der Eigentümer die ausschließliche Befugnis
des Urhebers vorsätzlich oder fahrlässig verletzt hat.

Das Gericht kann dem Antrag entsprechen , sofern durch die Vernicht
tung dem Eigentümer ein unverhältnismäßiger Schaden entstehen würde .
Den Betrag der Vergütung bestimmt das Gericht nach billigem Ermessen.

Auf die Vernichtung eines den Vorschriften der §§ 22, 23 zuwider
verbreiteten oder zur Schau gestellten Bildnisse finden diese Vorschriften
keine Anwendung .

§ 40 . Wer der Vorschrift des § 19 Abs. 2 zuwider unterläßt , die
benutzte Quelle anzugeben , wird mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig
Mark bestraft.

§ 41 . Die Strafverfolgung in den Fällen der §§ 32, 33, 40 tritt nur
auf Antrag ein . Die Zurücknahme des Antrags ist zulässig.

§ 42 . Die Vernichtung der Exemplare und der Vorrichtungen kann
im Wege des bürgerlichen Rechtsstreits oder im Strafverfahren verfolgt
werden .

§ 43 . Auf die Vernichtung von Exemplaren oder Vorrichtungen kann
auch im Strafverfahren nur auf besonderen Antrag des Verletzten erkannt
werden . Die Zurücknahme des Antrags ist bis zur erfolgten Vernichtung
zulässig.

Der Verletzte kann die Vernichtung von Exemplaren oder Vorrichtungen
selbständig verfolgen . In diesem Falle finden die §§ 477 bis 479 der
Strafprozeßordnung mit der Maßgabe Anwendung , daß der Verletzte als
Privatkläger auftreten kann.

§ 44 . Die §§ 42 , 43 finden auf die Verfolgung des im § 38 bezeich-
neten Rechts entsprechende Anwendung .

§ 45 . Der im § 29 bezeichnete Antrag ist, falls ein auf die Ver¬
nichtung gerichtetes Verfahren bereits anhängig ist, in diesem Verfahren zu
stellen. Ist ein Verfahren noch nicht anhängig , so kann der Antrag nur im
Wege des bürgerlichen Rechtsstreits bei dem Gericht angebracht werden , das
für den Antrag auf Vernichtung der Exemplare zuständig ist.

Dem Eigentümer kann im Wege einer einstweiligen Anordnung ge¬
stattet werden , die Vernichtung durch Sicherheitsleistung abzuwenden und
die Exemplare gewerbsmäßig zu verbreiteten ; soll die Anordnung im Wege
des bürgerlichen Rechtsstreits getroffen werden , so finden die Vorschriften
über die einstweiligen Verfügungen Anwendung .

Wird dem Eigentümer nicht die Befugnis zugesprochen , die Vernichtung
durch Zahlung einer Vergütung an den Verletzten abzuwenden und die
Exemplare gewerbsmäßig zu verbreiten, so hat er, soweit auf Grund der
einstweiligen Anordnung Exemplare von ihm verbreitet worden sind , dem
Verletzten eine Vergütung zu gewähren . Den Betrag der Vergütung bestimmt
das Gericht nach billigem Ermessen.
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§ 46 . Für sämtliche Bundesstaaten sollen Sachverständigenkammern
bestehen , die verpflichtet sind , auf Erfordern der Gerichte und der Staats¬
anwaltschaften Gutachten über die an sie gerichteten Fragen abzugeben .

Die Sachverständigenkammern sind befugt , auf Anrufen der Beteiligten
über Schadensersatzansprüche , über die Vernichtung von Exemplaren oder
Vorrichtungen sowie über die Zuerkennung des im § 38 bezeichneten Rechtes
als Schiedsrichter zu verhandeln und zu entscheiden.

Der Reichskanzler erläßt die Bestimmungen über die Zusammensetzung
und den Geschäftsbetrieb der Sachverständigenkammern .

Die einzelnen Mitglieder der Sachverständigenkammern sollen nicht ohne
ihre Zustimmung und nicht ohne Genehmigung des Vorsitzenden von den
Gerichten als Sachverständige vernommen werden .

§ 47 . Der Anspruch auf Schadensersatz und die Strafverfolgung wegen
widerrechtlicher Vervielfältigung verjähren in drei Jahren.

Die Verjährung beginnt mit dem Tage , an welchem die Vervielfältigung
vollendet ist . Ist die Vervielfältigung zum Zwecke der Verbreitung bewirkt,
so beginnt die Verjährung erst mit dem Tage , an welchem eine Verbreitnng
stattgefunden hat.

§ 48 . Der Anspruch auf Schadenersatz und die Strafverfolgung wegen
widerrechtlicher Verbreitung oder Vorführung eines Werkes sowie die Straf¬
verfolgung wegen widerrechtlicher Verbreitung oder Schaustellung eines
Bildnisses verjähren in drei Jahren .

Die Verjährung beginnt mit dem Tage , an welchem die widerrechtliche
Handlung zuletzt stattgefunden hat.

§ 49 . Die Verjährung der nach § 40 strafbaren Handlung beginnt mit
dem Tage , an welchem die erste Verbreitung stattgefunden hat.

§ 50 . Der Antrag auf Vernichtung der Exemplare und der Vorrich¬
tungen ist solange zulässig, als solche Exemplare oder Vorrichtungen vor¬
handen sind.

Fünfter Abschnitt .

Schlußbestimmungen .
§ 51 . Den Schutz des Urhebers genießen die Reichsangehörigen für

alle ihre Werke, gleichviel ob diese erschienen sind oder nicht.
Wer nicht Reichsangehöriger ist , genießt den Schutz für jedes seiner

Werke, das im Inlande erscheint, sofern er nicht das Werk an einem früheren
Tage im Auslande hat erscheinen lassen.

§ 52 . In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in welchen durch Klage oder
Widerklage ein Anspruch auf Grund der Vorschriften dieses Gesetzes geltend
gemacht ist, wird die Verhandlung und Entscheidung letzter Instanz im
Sinne des § 8 des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze dem
Reichsgerichte zugewiesen.
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